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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Eine Motion Derder (fdp, VD) forderte vom Bundesrat die Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes an die neuen Angebote des Personentransports. Neue
Online-Plattformen und Fahrdienste seien daran, sich zu etablieren, weshalb eine
grundlegende Anpassung der Verordnung über die Arbeits- und Ruhezeit der
berufsmässigen Führer von leichten Personentransportfahrzeugen und schweren
Personenwagen (ARV 2) zu prüfen sei. Der Bundesrat zeigte seine Bereitschaft,
diesbezüglich aktiv zu werden, und der Nationalrat nahm die Motion im Juni 2016
diskussionslos an. 1

MOTION
DATUM: 17.06.2016
NIKLAUS BIERI

Der Ständerat behandelte die Motion Derder (fdp, VD) zur Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes an die neuen Angebote zusammen mit der Motion
Nantermod (fdp, VD) bezüglich fairem Wettbewerb zwischen Taxis und neuen
Fahrdiensten im Dezember 2016. Beide Motionen wurden von der kleinen Kammer
gutgeheissen. 2

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI

Mit einem Postulat wollte Nationalrätin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) im Dezember
2014 den Bundesrat beauftragen, eine Studie bezüglich der selbstfahrenden Autos und
deren verkehrspolitischen Auswirkungen zu erstellen. Insbesondere der Zeitpunkt der
Marktreife selbstfahrender Autos, die Auswirkungen der autonomen Fahrzeuge auf die
Nachfrage nach öffentlichen Verkehrsdienstleistungen, der Bedarf an Infrastrukturen
sowie die geplanten Anpassungen von Normen und Regeln waren der Nationalrätin
wichtig. Im Februar 2015 bekundete der Bundesrat seine Bereitschaft, einen Bericht zu
diesen Fragen zu erstellen. Der Nationalrat überwies daraufhin das Postulat im März
2015 diskussionslos. 
Im Dezember 2016 publizierte der Bundesrat seinen Bericht zum Postulat Leutenegger
Oberholzer und hielt darin fest, dass „automatisierte Fahrzeuge in den kommenden 15 -
25 Jahren einen nennenswerten Anteil der zugelassenen Strassenfahrzeuge darstellen
werden“ und dass die Strasse als Verkehrsträger „durch den vermehrten Einsatz
automatisierter Fahrzeuge zusätzlich an Bedeutung gewinnen dürfte“. 
Im Juni 2017 schrieb der Nationalrat das Postulat ab. 3

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

Mit einer im März 2017 eingereichten Motion verlangte die FDP-Fraktion, dass die
rechtlichen Grundlagen im Strassenverkehrsgesetz geschaffen werden sollen, um die
Zulassung und den Verkehr von automatisierten und selbstfahrenden Fahrzeugen auf
Verordnungsstufe zu regeln. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und
der Nationalrat stimmte im Juni 2017 stillschweigend zu. 4

MOTION
DATUM: 16.06.2017
NIKLAUS BIERI

Im Dezember 2017 nahm der Ständerat zwei Motionen bezüglich selbstfahrender
Fahrzeuge ohne Gegenstimme an. Sowohl die Motion Regazzi (cvp, TI) für einen
rechtlichen Rahmen für autonome Fahrzeuge als auch die Motion der FDP-Liberale-
Fraktion „Weg frei für automatisierte und selbstfahrende Fahrzeuge“ waren
unumstritten und auch vom Bundesrat zur Annahme empfohlen worden. Bundesrätin
Leuthard wies in der kleinen Kammer jedoch darauf hin, dass Fragen nach Haftung und
Datenfluss nicht trivial seien und eine Gesetzesänderung wohl unumgänglich sei. 5

MOTION
DATUM: 11.12.2017
NIKLAUS BIERI
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Eine Motion der Grünliberalen Fraktion verlangt, die gesetzlichen Hürden zur
Einführung von autonomen Fahrzeugen seien abzuschaffen, sobald entsprechende
Sicherheitsnachweise gegeben seien. Die vorzunehmende Änderung der
Strassenverkehrsgesetzgebung soll die Erlaubnis zum Loslassen des Lenkrades
enthalten, eine Regressmöglichkeit für Versicherungen aufnehmen, damit Hersteller für
Fehler autonomer Fahrzeuge haften, und den Fahrzeugen erlauben, die Umgebung
aufzunehmen und zu speichern. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion
und der Nationalrat folgte diesem Antrag im März 2018 diskussionslos. 6

MOTION
DATUM: 16.03.2018
NIKLAUS BIERI

Auch im Ständerat war die Motion der GLP-Fraktion zur Abschaffung gesetzlicher
Hürden bei der Einführung von autonomen Fahrzeugen nicht umstritten. Nachdem
Bundesrätin Leuthard dem Rat versichert hatte, sie sei «schon mittendrin in der
Ausarbeitung der Revision des Strassenverkehrsgesetzes», nahm die Ständekammer die
Motion im September 2018 stillschweigend an. 7

MOTION
DATUM: 27.09.2018
NIKLAUS BIERI

Ein Postulat der Grünliberalen Fraktion verlangte vom Bundesrat, die Auswirkungen von
Fahrassistenzsystemen auf die Verkehrssicherheit zu prüfen. Der Bund solle
wissenschaftlich erheben, welche Fahrassistenzsysteme in welcher Art zu mehr
Verkehrssicherheit führen könnten und welche Ressourcen und gesetzlichen
Anpassungen allenfalls notwendig seien, um die Verkehrssicherheit dank
Fahrassistenzsystemen optimal zu erhöhen. Im Plenum wurde keine Kritik vorgebracht,
Nationalrat Burkart (fdp, AG), der das Postulat bekämpft hatte, war nicht im Saal.
Bundesrätin Sommaruga zeigte sich bereit, ein entsprechendes Forschungsprojekt
aufzunehmen, und bat den Rat um Annahme des Postulats. Die geschlossene Ablehnung
durch die Fraktionen von SVP und FDP sowie einer grossen Mehrheit der CVP-Fraktion
führte jedoch zur Ablehnung des Postulats mit 119 zu 69 Stimmen (keine Enthaltungen). 8

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Mit ihrem Postulat «Mobilität 4.0 für mehr Mobilität» wollte die Fraktion der
Grünliberalen Partei den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht die Entwicklung der
sogenannten «Mobilität 4.0» mit den grossen Investitionen in die Strasseninfrastruktur
zu vergleichen. Unter Mobilität 4.0 versteht die Fraktion einerseits den systematischen
Einsatz von Informationstechnologien zur Optimierung der Nutzung von Infrastruktur,
andererseits aber auch die vernetzte Mobilität (Carsharing, Fahrgemeinschaften). Die
Fraktion führte aus, diese neuen Ansätze müssten geprüft werden, bevor langwierige
und teure Investitionen wie etwa der Dreispurausbau der Nationalstrasse zwischen
Genf und Lausanne in Angriff genommen würden. Der Bundesrat beantragte im Februar
2018 die Annahme des Postulats. Das Geschäft wurde im Nationalrat im März wie auch
im September 2018 bekämpft und verschoben. Im März 2019 debattierte schliesslich
der Nationalrat darüber. Während für die GLP-Fraktion Nationalrätin Chevalley (glp, VD)
das Anliegen empfahl, begründete der Genfer Nationalrat Nidegger (svp, GE), weshalb
das Postulat bislang bekämpft worden war. Er bezeichnete den Ausbau der
Nationalstrasse zwischen Genf und Lausanne als dringende Notwendigkeit, alles andere
sei einfach nicht seriös, sei Verzögerungstaktik und «Science-Fiction». Bundesrätin
Sommaruga hielt fest, dass es nicht darum gehe, entweder die Infrastruktur auszubauen
oder digitale Mittel einzusetzen. Vielmehr empfehle sich, beides zu tun. Sie sehe nicht,
was man gegen die Mittel der Mobilität 4.0 haben könne, sprach Sommaruga die
ablehnenden Ratsmitglieder an. Diese behielten in der Abstimmung aber deutlich die
Oberhand: Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. 9

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Die Motion Candinas (cvp, GR) vom Juni 2018 zur Schaffung einer freiwilligen digitalen
Vignette fordert den Bundesrat auf, gesetzliche Grundlagen für die Wahlfreiheit
zwischen der herkömmlichen Klebevignette und einer digitalen Vignette zu schaffen.
Der Bundesrat anerkannte einen gewissen Handlungsbedarf, zumal es bereits zuvor
Aufträge in diese Richtung gegeben habe (Postulat 14.4002 und Motion 16.3009). Wegen
Kritik an hohen Investitionskosten und aus datenschützerischen Bedenken sei bisher
noch kein entsprechendes Projekt umgesetzt worden. Der Bundesrat habe aber eine
Aussprache zum weiteren Vorgehen durchgeführt und werde dem Parlament bis Ende
Juni 2019 eine Botschaft vorlegen, erklärte die Regierung. 
Im Nationalrat, der im März 2019 über die Motion zu befinden hatte, griff Nationalrat
Giezendanner (svp, AG) den Motionär an und unterstellte ihm, mit dieser Motion das
Road Pricing einführen zu wollen. Ulrich Giezendanner liess sich sogar dazu hinreissen,

MOTION
DATUM: 13.03.2019
NIKLAUS BIERI
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Kandidaten, die sich im kommenden Wahlherbst gegen Martin Candinas durchsetzen
wollen, Tipps zu geben. Eine Debatte zur Sache fand jedoch nicht statt. Die
geschlossene SVP-Fraktion und eine Mehrheit der FDP-Fraktion unterlagen bei der
Annahme der Motion einer knappen Ratsmehrheit aus Mitte und Links-Grün mit 91
gegen 96 Stimmen (bei 4 Enhaltungen). 10

Als die Motion Candinas (cvp, GR) zur Einführung einer freiwilligen digitalen Vignette im
September 2019 in den Ständerat kam, war das Parlament in der Zwischenzeit in dieser
Sache vom Bundesrat überholt worden: Wie angekündigt hatte der Bundesrat im
Sommer 2019 eine Botschaft zur Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes
verabschiedet, in welcher es um die Einführung einer freiwilligen digitalen Vignette
ging. Die Botschaft stützte sich einerseits auf die Motion KVF-SR (16.3009), die im
Rahmen der Debatte zum Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds
angenommen worden war und die Umstellung auf eine E-Vignette verlangte,
andererseits nahm die Vorlage des Bundesrates die Forderung der Motion Candinas
nach einer freiwilligen E-Vignette auf, weil die Vernehmlassungsresultate zur
Umstellung auf die E-Vignette sehr kontrovers ausgefallen waren. In der Botschaft zur
Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes wurde die Abschreibung der
Kommissionsmotion 16.3009 beantragt. 
Obschon die Motion Candinas damit eigentlich bereits erfüllt war, nahm die kleine
Kammer die Motion diskussions- und oppositionslos pro forma noch an. Die
Behandlung der Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes wird voraussichtlich in
der Wintersession 2019 aufgenommen. 11

MOTION
DATUM: 18.09.2019
NIKLAUS BIERI

An ihrer Sitzung im November 2019 äusserte sich die ständerätliche
Verkehrskommission zur Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes. Der
Bundesrat hatte im August 2019 – die Einführung einer freiwilligen E-Vignette
beabsichtigend – eine entsprechende Botschaft verabschiedet. Die KVF-SR begrüsste
die Einführung einer freiwilligen E-Vignette als richtigen Schritt. Die seit Jahren
verschiedentlich vorgebrachte Idee einer elektronischen Vignette für die
Nationalstrassenabgabe werde auf freiwilliger Basis eingeführt, was sehr
bürgerfreundlich sei: Die Vignette könne sowohl im In- wie im Ausland online bestellt
und bezahlt werden und auch der Mehraufwand bei einem Fahrzeugwechsel entfalle.
Die Kommission beantragte ihrem Rat einstimmig, die Vorlage ohne Änderungen
anzunehmen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.11.2019
NIKLAUS BIERI

Die Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes zwecks Einführung einer
freiwilligen digitalen Vignette wurde in der Wintersession 2019 im Ständerat
traktandiert. Der Erstrat folgte der Empfehlung seiner Kommission und nahm, nachdem
sowohl Kommissionssprecher Stefan Engler (cvp, GR) wie auch Bundesrat Ueli Maurer
dem Rat versichert hatten, es gebe keine Datenschutzproblematik in der vorliegenden
Regelung, die Vorlage mit 39 gegen 2 Stimmen (ohne Enthaltungen) an. 
Zudem schrieb der Ständerat die Motion KVF-SR für die Einführung einer
elektronischen Vignette (Mo. 16.3009) ab, welche im Rahmen der Debatte zum
Nationalstrassenfonds im März bzw. Juni 2016 angenommen worden war und welche
gemäss Regierung mit der nun behandelten bundesrätlichen Vorlage erfüllt sei. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2019
NIKLAUS BIERI

Eisenbahn

Anticipant la loi sur le personnel qui soumet les employés de la Confédération, de
l'administration générale, de La Poste et des CFF à une convention collective de travail
(CCT) et n'attendant pas les résultats du référendum de cette loi, les CFF ont négocié
et conclu en mars avec la direction des syndicats une CCT. A leur tour, les
collaborateurs syndiqués des CFF ont accepté la première CCT de fonctionnaires
devenus employés soumis au droit public. Seule une partie (30%) des membres du
Syndicat suisse des mécaniciens de locomotive l'ont refusé. Les quatre syndicats
(Syndicat du personnel des transports/SEV, Syndicat chrétien des services
publics/Transfair, ACTP et VSLF) réunissaient plus de 85% des 28'500 employés CFF.
L'entrée en vigueur a été agendée au 1er janvier 2001 pour trois ans. La CCT consacrait
le temps de travail hebdomadaire de 39 heures. Cet horaire ne sera pas uniforme pour
tous les employés, il devra tenir compte des besoins spécifiques de chaque secteur. La
CCT introduisait comme le permettait la nouvelle loi un salaire comprenant une

ANDERES
DATUM: 05.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ
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composante liée au mérite selon la fonction, l'expérience et les prestations. En
contrepartie, les syndicats avaient obtenu qu'aucun licenciement économique ne soit
effectué avant 2003. Les suppressions de poste prévues (environ 2'300) se feront
d'après les CFF essentiellement par les fluctuations naturelles. Pour les 20% restant,
l'ex-régie mettra sur pied des programmes de formation continue avec des possibilités
de retrouver un emploi à l'intérieur ou à l'extérieur de l'entreprise. La CCT réglait aussi
la question de la participation du personnel: quatre commissions seront nommées pour
s'occuper du temps de travail, de l'égalité, de la santé-sécurité et de l'image des
professions exercées dans l'entreprise. 14

Les CFF et les syndicats sont parvenus à un accord sur une nouvelle convention
collective de travail (CCT). Elle prévoit le maintien de la protection contre le
licenciement et une semaine de vacances supplémentaire. Celle-ci est donnée en
compensation à la durée annuelle de travail qui passe de 1'950 à 2'000 heures. En
contrepartie, les partenaires sociaux souscrivent à une paix du travail. La nouvelle CCT
entrera en vigueur le 1er janvier 2005 et sera valable deux ans. Si elle n’est pas
dénoncée, elle sera prolongée tacitement. 15

ANDERES
DATUM: 27.05.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Im April kündigten die SBB ihre Gesamtarbeitsverträge per Ende Jahr; um
wettbewerbsfähig zu bleiben, brauche es branchenübliche Arbeitsbedingungen. Um
ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, absolvierten Mitte Dezember rund 2'000
Lokomotivführer ihren Dienst nach Vorschrift. Kurz vor dem Auslaufen des GAV einigten
sich Eisenbahngewerkschaften und SBB auf einen neuen Gesamtarbeitsvertrag: Die
SBB-Angestellten erhalten 3,5% mehr Lohn und einen Tag mehr Ferien, müssen dafür
aber 41 statt 40 Stunden pro Woche arbeiten. 16

ANDERES
DATUM: 21.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Au terme d’âpres négociations, les CFF et les organisations du personnel ont conclu
une nouvelle convention collective de travail réformant totalement le système salarial
de l’ancienne régie. En lieu et place d’un régime à 29 classes de salaires récompensant
l’ancienneté à travers une progression automatique, le nouveau système se fonde
principalement sur les exigences des postes de travail, les prestations individuelles des
collaborateurs et les conditions du marché pour fixer la rémunération. Cette réforme,
en particulier la généralisation du salaire au mérite, vise à accroître la productivité et la
compétitivité de l’entreprise. 17

ANDERES
DATUM: 27.11.2010
NICOLAS FREYMOND

Luftfahrt

La question du statut des pilotes n’a pas pu être définitivement réglée. L’année a
commencé pour Swiss sous les plus mauvaises auspices, car l’Association du personnel
de cockpit de Crossair (CCP) refusait de reconnaître le syndicat des pilotes de Swissair
(Aeropers). Celui-ci craignait un traitement différenciés entre les pilotes de Crossair et
Swissair, notamment sur le plan salarial. Menacé par une plainte d’Aeropers, il a
toutefois décidé d’abandonner son droit exclusif de négociation sur la future CCT.
Trois mois plus tard, CCP quittait prématurément la table de négociation suite à
l’accord entre Swiss et Aeropers sur la CCT. Les doléances du personnel de cockpit de
Crossair portaient sur l’organigramme, la future grille à l’ancienneté et les salaires. Le
Tribunal arbitral de Bâle a jugé discriminatoire la CCT conclue entre Aeropers et Swiss.
La cour a mis en évidence des inégalités en matière salariale, de vacances et de bonus
en se basant sur le traitement accordé aux pilotes de l’ex-Swissair. Le syndicat des
pilotes de l’ex-Crossair – rebaptisé entre-temps Swiss Pilots – a exigé une égalité de
traitement de ses 1'050 pilotes avec les 830 de l’ex-Swissair. Il a refusé les CHF 16
millions proposés par Swiss pour réduire les inégalités dans les salaires et les vacances
et ne s’est pas rendu aux négociations. Malgré l’absence de Swiss Pilots, la direction de
Swiss a présenté deux scénarios pour harmoniser les conditions salariales. Swiss Pilots a
refusé d’entrer en matière sur les deux scénarios proposés et mettait en avant le sien :
il proposait de geler les salaires des pilotes de l’ex-Swissair sur le réseau européen
aussi longtemps que nécessaire pour que les pilotes Crossair rattrapent le retard, à
coups de 4% par année environ. Comme les négociations étaient à nouveau
interrompues, Swiss Pilots choisissait de consulter sa base avant de retourner à la table
des pourparlers. 80% des anciens pilotes confirmaient leur mandat de négociation au
syndicat. Entre-temps, la direction de Swiss a adressé à Swiss Pilots un ultimatum lui
donnant jusqu’au 15 septembre pour adhérer à la nouvelle CCT. En réponse, Swiss Pilots

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.07.2002
PHILIPPE BERCLAZ
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a déposé une nouvelle plainte devant le tribunal de Bâle. Celle-ci portait sur les salaires
et les critères qui déterminaient quels seraient les premiers pilotes à être licenciés
dans le cas d’un redimensionnement de Swiss. Les pilotes de l’ex-Crossair se sentaient
désavantagés par rapport aux pilotes de l’ancienne Swissair à cause d’un principe
d’ancienneté introduit dans la CCT. Contestant l’inégalité de traitement et estimant
qu’offrir plus déséquilibrerait ses finances, Swiss, pour sa part, a également saisi le
Tribunal arbitral de Bâle lui demandant de trancher sur la base d’une nouvelle
procédure. 18

Au niveau du personnel, la direction de Swiss a réussi à s’accorder avec les cinq
syndicats sur les conditions de travail du personnel au sol. La nouvelle convention
collective de travail (CCT) touchait 2'300 employés ; elle est entré en vigueur à
posteriori le 1er avril pour une période de trois ans. Les partenaires sociaux se sont
aussi mis d’accord sur le la CCT pour le personnel de cabine. Lors de sa mise en
consultation, le personnel de cabine ne l’a pas ratifié, principalement à cause de griefs
financiers. Après plusieurs mois de négociations, Swiss et le syndicat Kapers se sont
entendus sur une nouvelle CCT. Celle-ci prévoyait l’introduction d’un treizième salaire,
un pourcentage plus élevé sur les ventes effectuées à bord, un défraiement
supplémentaire pour les vols long-courriers et une compensation pour les heures
supplémentaires. Les employés de bord ont cette fois plébiscité la CCT. Les membres
du personnel de cabine affiliés au syndicat Unia ont de leur côté accepté la CCT pour
les contrats à temps partiel, allant jusqu’à 50%. 19

ANDERES
DATUM: 21.10.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Conformément à la décision du Tribunal arbitral de Bâle l’année précédente, la
direction de Swiss a accordé aux pilotes de l’ex-Crossair le même nombre de jours de
vacances et les mêmes bonus qu'aux ex-Swissair. Par ailleurs, la centaine de pilotes de
MD 83 a obtenu un salaire identique à celui des pilotes ex-Swissair de Airbus A320 en
vertu du droit à un salaire égal pour travail égal. Devant à nouveau se prononcer sur la
querelle entre le syndicat Swiss Pilots et Swiss, le Tribunal arbitral de Bâle a donné une
seconde fois raison au syndicat des pilotes de l’ex-Crossair. La compagnie aérienne
s’est vue obligée de respecter une règle de proportionnalité dans les licenciements
des pilotes. La Cour a estimé que toute réduction d’effectifs dans le corps des pilotes
devait toucher les membres de l’ex-Crossair et de l’ex-Swissair dans une proportion de
4 moyen et long-courriers pour 5 court-courriers, quels que soient le type d’appareils
concernés et les besoins de l’entreprise. (Les 1'050 pilotes provenant de l’ex-Crossair
et les 850 de l’ex-Swissair ont donné la clé au calcul de la proportionnalité.) La règle
était valable avec effet rétroactif pour les 169 licenciements prononcés en début
d’année et pour toute nouvelle mesure jusqu’à l’expiration du contrat collectif de
travail fin octobre 2005. Considérant ces 169 licenciements comme abusifs et
discriminatoires, le juge a enjoint Swiss à réintégrer les pilotes, s’il ne trouvait pas
d’autre accord avec eux. L’autre requête de Swiss Pilots, demandant que les pilotes de
l’ex-Swissair soient les premiers touchés en cas de licenciements, a été rejetée par le
tribunal. 20

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.06.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Afin de réduire les coûts salariaux, Swiss a résilié la convention collective de travail
(CCT) pour le personnel au sol. Les négociations n’ont pas abouti, principalement à
cause de l’intransigeance de la compagnie aérienne. La seule concession obtenue a été
une prolongation de trois mois du plan social jusqu’à la fin mars 2005. Toujours dans un
souci d’économies, la CCT pour le personnel de cabine a aussi été dénoncée en fin
d’année. 21

ANDERES
DATUM: 27.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Im September legten die Regionalpiloten (übernommen von der früheren Crossair)
während eines Tages die Arbeit nieder. Vom Streik betroffen waren 8'900 Passagiere in
Zürich, Genf und Basel. Die Piloten verlangten die gleichen Arbeitsbedingungen wie die
Europa-Piloten der einstigen Swissair. Die überraschte Swiss musste 128 Flüge
streichen, sechs weitere fielen am folgenden Tag aus. Die Swiss drohte, die
Gewerkschaft Swiss Pilotes auf Schadenersatz zu verklagen und den Piloten im
Wiederholungsfall zu kündigen. Dem Streik vorangegangen waren gescheiterte
Verhandlungen zwischen Swiss Pilotes und der Swiss um einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag (GAV). Als bekannt wurde, dass zwei Gewerkschaftsfunktionäre
die Abstimmung zum GAV-Entwurf dahingehend manipuliert hatten, dass eine

ANDERES
DATUM: 12.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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Zustimmung der Gewerkschaft resultierte, weigerte sich die Fluggesellschaft zunächst,
Swiss Pilotes weiterhin als Sozialpartner zu anerkennen und setzte einseitig die für die
Piloten ungünstigeren Einzelarbeitsverträge in Kraft. Ende Jahr zeichnete sich eine
Einigung über die Rahmenbedingungen eines neuen GAV ab. 22

Fin décembre 2006, les pilotes de Swiss European, compagnie régionale de Swiss (ex-
Crossair), ont une nouvelle fois refusé d’entrer en matière sur le projet de convention
collective de travail (CCT) proposé par la direction pour la période 2007-2010. Les
pilotes ont exprimé leur volonté que leur syndicat, Swiss Pilots, rejoigne la table des
négociations en vue de satisfaire leur principale revendication préalable: l’égalité
salariale pour tous les pilotes de Swiss et Swiss European volant sur le continent
européen. Finalement, les deux parties sont parvenues à un accord en avril, l’employeur
ayant concédé des alignements avec la CCT des pilotes de Swiss. La nouvelle CCT des
pilotes régionaux est ainsi entrée en vigueur le 1er juillet. 23

ANDERES
DATUM: 28.04.2007
NICOLAS FREYMOND

Nach dem Bekanntwerden des guten Betriebsergebnisses der Swiss drohte die
Pilotengewerkschaft Aeropers, unzufrieden mit dem Verlauf der Verhandlungen für
einen neuen Gesamtarbeitsvertrag (GAV), mit dem Verhandlungsabbruch. Die
Gewerkschaft erwog mit Hinweis auf die besseren Anstellungsbedingungen für Piloten
bei Lufthansa und British Airways einen Streik. Die Unternehmensleitung der Swiss liess
gleichzeitig verlauten, dass die Verhandlungen aus ihrer Perspektive nicht gescheitert
wären. Anfang Juli einigten sich die Sozialpartner dann in letzter Minute auf bessere
Arbeitsbedingungen, planbarere Erholungszeiten und branchengerechtere Saläre, was
bei der Swiss zu einer Erhöhung des Personalaufwands zugunsten der Aeropers-Piloten
um rund 20% führte. 24

ANDERES
DATUM: 04.07.2011
SUZANNE SCHÄR

Post und Telekommunikation

A l'instar des CFF (voir ici), Swisscom a abandonné le statut de fonctionnaire. La
convention de collective de travail (CCT) a été signée par la direction et les
associations de personnel en juin. Le document entrera en vigueur le 1er janvier 2001
pour une durée de trois ans. Le CCT prévoit la semaine de 40 heures, soit une
réduction d'une heure par rapport à l'ancienne situation, ainsi que cinq semaines de
vacances par an. Elle introduisait aussi un nouveau système salarial incluant une part au
mérite et tenant compte du succès de l'entreprise sur le marché. Se basant sur la CCT
de Swisscom, le Syndicat de la communication a exigé que tous les travailleurs du
secteur des télécommunications soient protégés de la même façon. 25

ANDERES
DATUM: 13.12.2000
PHILIPPE BERCLAZ

En avril, les négociations entre La Poste, le Syndicat de la communication et Transfair
en vue d’une première convention collective du travail (CCT) ont abouti et leur résultat
a été transmis aux organes de décision des trois partenaires. La CCT Poste, fondée sur
la nouvelle loi sur le personnel de la Confédération, fixe un nouveau système salarial,
une garantie salariale jusqu’à fin 2004, un minimum de cinq semaines de vacances par
an, une protection contre les licenciements et des dispositions relatives à la sécurité de
l’emploi. En outre, les syndicats ont pour la première fois un droit de codécision. Quant
à la CCT personnel auxiliaire, elle prévoit une réglementation spécifique des salaires et
des allocations, ainsi qu’une procédure de résiliation fondée sur le Code des
obligations. Pour le reste, les dispositions de la CCT Poste s’appliquent. En été, le
conseil d’administration de La Poste a donné son approbation aux deux CCT. A une
quasi-unanimité, le Syndicat de la communication et Transfair ont fait de même, mais
décidaient de soumettre les textes à un référendum auprès de leur base respective. Les
membres des deux syndicats approuvaient à leur tour les deux CCT. N’ayant plus
d’obstacle, elles entreront en vigueur le 1er janvier 2002. 26

ANDERES
DATUM: 11.10.2001
PHILIPPE BERCLAZ
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Se référant à un développement de la concurrence, à des marges sous pression et à un
chiffre d’affaire en baisse, Swisscom a décidé de fermer six de ses dix-sept centres de
renseignements 111. L’opérateur prévoit de réaliser CHF 2,6 millions d’économie par
année. Ces mesures toucheront 250 collaborateurs liés par la Convention collective de
travail (CCT) et environ 50 employés temporaires ; le groupe leur offrira la possibilité de
travailler dans le centre d’appel le plus proche. Aucun licenciement, ni suppression
d’emploi n’est prévu. Le plan de restructuration a été accueilli par des pétitions, des
mobilisations et des débrayages dans les différents centres. Malgré le mécontentement,
Swisscom n’est pas revenu sur sa décision de fermeture. Seul le délai d’application a
été repoussé au 31 août 2003. 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.06.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Lors des négociations, les partenaires sociaux n’ont pas réussi à s’entendre sur le
renouvellement de la Convention collective de travail (CCT) de Swisscom. Celle-ci
arrivera à échéance à fin 2003. Les syndicats ont posé deux conditions à leur retour aux
négociations. Premièrement, ils exigeaient un retrait du projet prévoyant une
convention–cadre pour le groupe, complétée par des accords d’entreprises dans les
sociétés. Ces accords devraient ensuite être négociés par les comités d’entreprise et
non les syndicats. La deuxième condition était de discuter du renouvellement de la CCT
sur la base en vigueur, soit une convention qui couvre toutes les sociétés du groupe.
Les syndicats et Swisscom se sont par contre entendus sur une augmentation de salaire
pour 2003. 28

ANDERES
DATUM: 30.11.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Au début d'avril, le Conseil fédéral a mis en consultation un projet de modification de
l'ordonnance sur La Poste. Découlant de la révision de la loi sur La Poste, elle faisait
aussi office de contre-projet indirect à l'initiative "Services postaux pour tous".
L'association des opérateurs postaux privés l'a critiquée. Celle-ci trouvait que le projet
d'ordonnance bridait la concurrence, plutôt que d'en assurer le bon fonctionnement.
Les huit principaux concurrents de La Poste contestaient notamment la taxe de
concession sur les activités de courrier. Celle-ci devait les faire participer au
financement du service universel de La Poste. Un autre point litigieux avait trait aux
prescriptions sur l'emploi, qui imposaient des conditions de travail analogues à celles
des CCT de La Poste. Le projet de révision se voyait aussi attaqué de toutes parts par
les partis. La droite et Economiesuisse souhaitaient une libéralisation plus rapide. Les
socialistes et les syndicats voulaient, au contraire, la stopper, car ils craignaient un
démantèlement du réseau postal. Ils critiquaient l'absence de dispositions claires
obligeant La Poste à assurer ses prestations sur l'ensemble du pays. Par ailleurs, tant la
gauche que la droite émettaient de sérieux doutes sur les sources de financement
prévus pour permettre à la Poste de couvrir les coûts du service universel sans
subvention fédérale. 29

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.08.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Swisscom a officialisé la suppression de 600 emplois. Ceux-ci s’ajoutaient au 400 qui
avaient été décidés l’année précédente. Ces places de travail faisaient partie des
quelque 3'000 emplois dont la suppression, jusqu’à la fin 2003, avait été annoncée en
mars 2000. (Swisscom avait indiqué que le nombre des emplois passerait de 18'000
cette année-là à 15'000 à la fin 2003.) La réponse des syndicats a été de mobiliser un
millier d’employés à Berne, Genève, Zurich et au Tessin. Leurs revendications portaient
sur le gel des licenciements et une entrée en matière sur la réduction du temps de
travail hebdomadaire de 40 à 38 heures. Swisscom a refusé de revenir sur ces mesures
de restructuration. Afin de reconduire jusqu’à fin 2005 la CCT et le plan social en
vigueur, l’opérateur a accepté d’abandonner le concept qui visait à écarter les
syndicats au profit de commissions d’entreprises dans le cadre des négociations
contractuelles. Le traitement de cet objet était la condition sine qua non des syndicats
pour la reprise des négociations. Swisscom a cependant assorti la reprise des
négociations d’une exigence: trouver pour sa filiale Cablex une réglementation distincte
adaptée à son champ d’activité. Au mois de septembre, les protagonistes se sont
entendus pour reconduire le plan social et la CCT jusqu’à fin 2005.
En dépit d’un bon bilan de santé, Swisscom a annoncé en novembre une nouvelle
suppression de 655 emplois à plein temps, d’ici 2004, sur les 14'400 postes qu’il
comptait. Cette compression d’effectif visait à maintenir les marges de profit et
l’attractivité de Swisscom sur le marché. En effet, la chute continue des prix, d’environ
un tiers en cinq ans, et l’impossibilité de se développer sur le marché suisse, désormais
saturé, ont conduit l’opérateur à de telles mesures. 30

ANDERES
DATUM: 24.10.2003
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Dans le cadre du renouvellement de la convention collective de travail (CCT), La Poste a
annoncé en début d’année son intention de différencier les salaires et les autres
conditions de travail, afin de réduire et ramener le déficit du réseau à CHF 300 millions
par an. L’objectif est de passer à un système axé sur les branches d’activités, avec des
CCT de branches. Par ailleurs, la nouvelle étape de restructuration de l’entreprise
entraînera la suppression de 1'500 emplois d’ici à 2007. Les syndicats ont refusé
l’externalisation des unités d’affaire de La Poste. Afin de dénoncer les propositions de
La Poste, des pauses ont été prises par 2'000 employés de La Poste dans sept villes
suisses. Dans un deuxième temps, le Syndicat de la communication a organisé de
nouvelles actions décentralisées dans une cinquantaine de lieux. Face à la mobilisation
des syndicats, La Poste a renoncé à conclure une nouvelle CCT. Les conventions en
vigueur ont été prorogées sans modification jusqu’à la fin 2005. 31

ANDERES
DATUM: 06.06.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Egalement dans le cadre de la loi sur les télécommunications, le Conseil national a
refusé, par 102 voix contre 60, une proposition de la gauche visant à obliger les
concurrents de Swisscom à conclure des conventions collectives de travail avec les
syndicats. Il a également refusé par 101 voix contre 62 une disposition plus souple, qui
aurait permis d’obliger un opérateur à conclure une convention collective, dans
l’hypothèse où, de manière systématique, il n’appliquerait pas les conditions usuelles
de la branche. Les conseillers nationaux ont par contre accepté par 85 voix contre 76
l’obligation faite aux opérateurs de proposer un nombre proportionné de places
d’apprentissage. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Comme l’avait annoncé son directeur Ulrich Gygi en début d’année, La Poste a rendu
public plusieurs projets de réorganisation interne. L’entreprise postale a tout d’abord
proposé d’externaliser 270 places de travail sur 800 dans le transport des envois
postaux (projet RePot). Ensuite, La Poste a transformé son unité de cars en une société
anonyme CarPostal Suisse. L’intégralité du capital est demeuré en main de La Poste. Les
1'300 employés concernés devaient être sortis de la CCT de La Poste, car l’entreprise
avait l’intention de flexibiliser les salaires et de négocier des CCT dans les différentes
régions. Quelques jours plus tard, La Poste a annoncé sa volonté de transformer
également SecurePost (services de transports sécurisés) et Mobility Solutions (gestion
des véhicules postaux) en sociétés anonymes dont elle restera propriétaire.
Considérant ces externalisations comme une violation de la CCT et une dissolution de
la paix du travail, les syndicats ont réagi. Le syndicat Transfair a saisi la commission
paritaire de conciliation afin de contester le contournement de la CCT. Le chef du
DETEC, Moritz Leuenberger, a tenté en vain lors d’une réunion de réconcilier les
syndicats et La Poste. Mettant en œuvre ses menaces, le Syndicat de la communication
a, à nouveau, misé sur des actions symboliques. Elles se sont concrétisées par le
blocage du travail de nuit de quatre bases de distribution. Le Syndicat ne contestait pas
la création de SA à La Poste, mais celles-ci devaient appliquer selon lui la CCT de La
Poste. 33

ANDERES
DATUM: 26.11.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Malgré l’impasse, La Poste et les syndicats ont renoué le dialogue et ont abouti à un
compromis. La CCT de La Poste sera valable pour les nouvelles sociétés. La Poste
pourra négocier des dérogations au niveau des salaires, du temps de travail ou des
vacances par le biais de convention d’affiliation, mais seulement en cas de pression
subie par la concurrence. A ce titre, La Poste devra prouver aux syndicats ses difficultés
économiques. Les négociations en vue de mettre sur pied la convention d’affiliation de
CarPostal et SecurePost ont été agendées pour janvier 2005. Un terrain d’entente
concernant la réorganisation du transport des envois postaux a également été trouvé
entre La Poste et les Syndicats. La suppression des 270 emplois se fera par le biais de
départs volontaires ou de transfert dans d’autres unités. Les organes de décision de La
Poste et des Syndicats ont donné le feu vert à un futur partenariat. 34

ANDERES
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PHILIPPE BERCLAZ

01.01.90 - 01.01.20 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Après négociations, La Poste, le syndicat de la communication et le syndicat Transfair
ont trouvé un accord sur les conditions d’engagement du personnel en cas
d’externalisation d’unités de La Poste. Il se traduit par une nouvelle convention
collective du travail (CCT), qui s’est largement inspirée de la CCT négociée pour La
Poste. Les principales dispositions sur les salaires, ainsi que sur les réglementations du
temps de travail, ne présentent pas de différences essentielles. La nouvelle CCT permet
également de fixer des règles particulières dans des conventions d’affiliation propres à
chaque société du groupe. 35

ANDERES
DATUM: 23.05.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Suite au blocage des négociations salariales, le Syndicat de la communication et
Transfair ont appelé le personnel postal à descendre début novembre dans la rue, afin
de manifester pour une hausse de salaire de CHF 175 par mois. 3'000 employés de La
Poste ont répondu à cet appel en défilant à Berne. La négociation entre La Poste et les
syndicats a finalement abouti. 36

ANDERES
DATUM: 23.11.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Derder (fdp, VD) eine verstärkte Führung der
Strategie Digitale Schweiz. Der Motionär wünschte sich eine politische Steuerung, eine
„wirkliche Führerschaft“, damit die Strategie Digitale Schweiz zu den erwünschten
Ergebnissen führe. Bundesrätin Sommaruga bekräftigte im September 2017 vor dem
Nationalrat, dass der Bundesrat Willens sei, der Digitalisierung höchste Aufmerksamkeit
zu widmen. Die Bundesrätin bat im Plenum darum, die Motion abzulehnen, da die
Schaffung einer neuen zuständigen Stelle nichts bringe: Die Digitalisierung fände in
allen Bereichen statt, alle Departemente seien involviert. Der Nationalrat liess sich von
den Worten der Justizministerin nicht überzeugen und nahm die Motion mit 100 zu 84
Stimmen (3 Enthaltungen) an. 37

MOTION
DATUM: 26.09.2017
NIKLAUS BIERI

Im April 2017 hatte die KVF-NR die Bundesverwaltung beauftragt, die Kosten, welche
mit dem im Rahmen der Standesinitiative Tessin geforderten Ausbau eines
schweizweiten Hochbreitbandnetzes verbunden wären, zu berechnen. Zudem sollten
die in der Standesinitiative geforderten Instrumente geprüft werden. Dieser Bericht der
Bundesverwaltung erschien im Januar 2018, basierend auf einer Studie des
Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK). Er kam
zum Schluss, dass der Netzausbau in der Schweiz dem Markt überlassen werden könne.
Dieser marktgetriebene Ausbau würde bei einer Bandbreite von bis zu 100 Mbit/s 94
Prozent der Wohnungen und Geschäfte erreichen. Gemäss den Berechnungen des WIK
würden somit nur sechs Prozent der Anschlüsse nicht in den Genuss einer sehr hohen
Internetgeschwindigkeit kommen, die dortige Netzabdeckung sei aber immer noch sehr
gut. Die in der Initiative genannten Instrumente zur Umsetzung eines flächendeckenden
Hochbreitbandangebotes seien nicht praktikabel, folgerte der Bericht. Das FMG, die
NRP und die NFA räumten dem Bund nämlich keine entsprechenden Kompetenzen für
staatliche Fördermassnahmen ein. Entsprechend müssten neue Grundlagen geschaffen
werden, wenn man dem Anliegen der Standesinitiative tatsächlich entsprechen wolle. 38

BERICHT
DATUM: 19.01.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Motion Derder (fdp, VD) zur verstärkten Führung der Strategie Digitale Schweiz
wurde im Februar 2018 im Ständerat stillschweigend abgelehnt. Zuvor hatte
Bundesrätin Sommaruga dargelegt, die Digitalisierungsprozesse würden dezentral, aber
koordiniert geführt, weshalb es keinen Sinn mache, ein weiteres Gremium zu
schaffen. 39

MOTION
DATUM: 28.02.2018
NIKLAUS BIERI

Eine Motion der KVF-SR wollte den Bundesrat verpflichten, die Verordnung zum Schutz
vor nichtioniserender Strahlung (NISV) zu revidieren, um den Kollaps der
Mobilfunknetze zu verhindern und den Anschluss an die Digitalisierung sicherzustellen.
Die drastische Zunahme in der Auslastung der bestehenden Mobilfunkinfrastruktur der
letzten Jahre sowie der erschwerte Bau von neuen Anlagen würden ein entschlossenes
Handeln des Bundesrates unumgänglich machen. Die NISV sei zu lockern, damit die
Schweiz auch in der nächsten Mobilfunkgeneration wettbewerbsfähig bleibe und die
Digitalisierung bewältigen könne. 
Eine Kommissionsminderheit Häberli-Koller (cvp, TG) beantragte die Ablehnung der
Motion, der Bundesrat empfahl sie zur Annahme. In seinem Antrag wies der Bundesrat
auf die Motion 16.3007 der KVF-NR hin, welche ebenfalls eine Anpassung der NISV zum

MOTION
DATUM: 05.03.2018
NIKLAUS BIERI
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Ziel hatte und deren Annahme er ebenfalls empfohlen hatte, die aber vom Ständerat
abgelehnt worden war. Im Ständerat, der im März 2018 über die Motion debattierte, gab
es denn auch Stimmen, die sich daran störten, nach nur etwas mehr als einem Jahr
bereits wieder auf einen Entscheid zurückzukommen. Neben der Kritik, dass noch keine
abschliessenden Erkenntnisse zu gesundheitlichen Folgen vorlägen, wurde moniert,
eine Erhöhung der Grenzwerte für die grossen Mobilfunkanlagen wäre keine nachhaltige
Lösung, da die Kapazitäten einige Jahre später bereits wieder zu klein wären. Vielmehr
seien dezentrale, aber verbundene Netze am zukunftstauglichsten. Dem wurde
entgegengehalten, die Einführung von 5G, der Mobilfunktechnologie der fünften
Generation, sei ebenso notwendig wie unausweichlich, und die Kapazitätserhöhungen
bestehender Mobilfunkanlagen seien dazu der nachhaltigste Weg. Wie schon in der
Wintersession 2016 fiel auch diesmal der Entscheid sehr knapp aus: Mit 21 zu 22
Stimmen (2 Enthaltungen) wurde die Motion abgelehnt. 40

Im September 2017 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Fernmeldegesetzes an das Parlament gerichtet. In der Botschaft galten die folgenden
vorgeschlagenen Änderungen als wichtigste Punkte der Revision: Die allgemeine
Meldepflicht von Fernmeldeanbietern soll abgeschafft und durch eine Registrierung für
jene Anbieter, die vom BAKOM verwaltete konzessionspflichtige Funkfrequenzen
nutzen, ersetzt werden. Die bisher nur für Kupferleitungen («Doppelader-
Metallleitungen») geltende Pflicht für marktbeherrschende Anbieter, einen vollständig
entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss zu gewähren, soll auf sämtliche
leitungsgebundenen Anschlüsse (also auch auf das Glasfasernetz) ausgeweitet werden.
Zur Förderung eines echten Wettbewerbs soll der Bundesrat einen
technologieneutralen (möglicherweise virtuellen) Zugang zum Teilnehmeranschluss
vorsehen können. Vorgesehen ist in der Botschaft weiter, dass alle Fernmeldeanbieter
das Recht haben, Zugang zum Gebäudeführungspunkt und zu gebäudeinternen Anlagen
zu erhalten. Im Bereich des Roamings soll der Bundesrat die Möglichkeit erhalten, den
Wettbewerb zu fördern und unverhältnismässig hohe Kundentarife zu verhindern. Den
Fernmeldeanbieterinnen werden Transparenzpflichten bezüglich der Bearbeitung der
übermittelten Informationen auferlegt (Stichwort Netzneutralität). Weitere Punkte zur
Verbesserung des Konsumentenschutzes sind strengere Massnahmen gegen
unerwünschte Werbung (Stichwort Telefonterror) sowie ein erhöhter Kinder- und
Jugendschutz. Ein eigentlicher Paradigmenwechsel soll bei der Nutzung von
Funkfrequenzen vollzogen werden: Gilt bisher in der Regel die Konzessionspflicht, so
soll das Frequenzspektrum neu im Grundsatz frei genutzt werden können. Neu soll
zudem der Handel mit Frequenzen erlaubt und die Kooperation von Konzessionären bei
Infrastruktur- und Frequenznutzung ermöglicht werden. Die Vorlage enthält weiter
Änderungen in den Bestimmungen zu Notruf, Informations- und Infrastruktursicherheit.
Die umfassende Überprüfung der Bestimmungen über die Grundversorgung soll erst zu
einem späteren Zeitpunkt unabhängig von der vorliegenden Revision erfolgen.
Der Beratung des Geschäfts im Parlament waren umfangreiche Kommissionsarbeiten
der KVF beider Kammern vorausgegangen. Im Herbst 2017 führte die KVF-NR
Anhörungen mit Fernmeldeanbieterinnen, Verbänden und Kommissionen durch. Dabei
seien vor allem der Netzzugang, die Netzneutralität und das Roaming von Interesse
gewesen. Im Februar 2018 beschloss die KVF-NR mit 18 zu 6 Stimmen, ihrem Rat das
Eintreten zu beantragen. 
Die Vorlage wurde für Ende September 2018 im Nationalrat traktandiert. Der Erstrat
debattierte zwei Tage und schuf einige Differenzen zum Bundesrat. So strich die grosse
Kammer mit dem entbündelten Zugang zum Glasfasernetz einen Kernartikel aus der
Vorlage, verwendete den Begriff «Massenwerbung» (der Bundesrat hatte in der
Botschaft den Begriff «unlautere Werbung» gebraucht) und folgte auch bezüglich der
Netzneutralität nicht dem Bundesrat: Statt einer Transparenzpflicht, wie sie der
Bundesrat den Telekommunikationsanbietern auferlegen wollte, nahm der Nationalrat
eine Verpflichtung zur Netzneutralität in die Vorlage auf. Während der Bundesrat die
Fernmeldedienstanbieterinnen dazu verpflichten wollte, Kinderpornografie und andere
verbotene pornografische Inhalte auf Hinweis der Polizei zu unterdrücken, beschloss
der Nationalrat, solche Inhalte seien zu löschen. Bezüglich Roaming folgte die grosse
Kammer dem Bundesrat und stimmte jenen Artikeln zu, die den Bundesrat zur
Bekämpfung von unverhältnismässig hohen Endkundentarifen ermächtigen. Der
Nationalrat nahm in die Vorlage auf, dass Blaulichtorganisationen von den
Verwaltungsgebühren für die benutzten Funkfrequenzen befreit werden sollen. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat die Vorlage mit 192 zu 1 Stimme an (bei einer
Enthaltung). 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2018
NIKLAUS BIERI
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Im November 2018 nahm die kleine Kammer als Zweitrat die Debatte zur Revision des
Fernmeldegesetzes auf. Mit einem relativ knappen Entscheid (22 zu 19 Stimmen bei
zwei Enthaltungen) schloss sich der Ständerat bei der Entbündelung der letzten Meile
dem Nationalrat an: Der Zugang zu den Glasfaseranschlüssen soll nicht für alle Anbieter
geöffnet werden. Wie schon im Nationalrat beriefen sich die die Marktöffnung
befürwortenden Stimmen auf den gesunden Wettbewerb, während die ablehnenden
Stimmen mit dem Schutz von Investitionen und Service public argumentierten. 
Bezüglich der Netzneutralität sprach sich der Ständerat für einen Kompromiss aus. Im
Gegensatz zum Nationalrat, welcher die Netzneutralität garantieren wollte, sah der
Ständerat Ausnahmen vor: Telekomanbieter sollen ihre Angebote bei Spezialdiensten
flexibel gestalten dürfen (etwa bei der Sprachtelefonie oder bestimmten
Fernsehdiensten). Eine Differenz zum Nationalrat, der in dieser Frage dem Bundesrat
gefolgt war, schuf der Ständerat bezüglich zusätzlicher Anschlüsse. Bundesrat und
Nationalrat wollten, dass Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer weitere
Anschlüsse dulden müssen, wenn Fernmeldedienstanbieter die Kosten für den
Anschluss übernehmen. Der Ständerat beschloss hingegen, dass
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer diese Anschlüsse dann akzeptieren
müssen, wenn Mieterinnen und Mieter diese verlangen und die Kosten tragen. Bezüglich
verbotener pornografischer Inhalte ging der Ständerat weiter als Bundesrat und
Nationalrat: So sollten Fernmeldedienstanbieterinnen solche Inhalte nicht nur
unterdrücken (Bundesrat) beziehungsweise auf Hinweis der Polizei löschen
(Nationalrat), sondern bei Verdachtsfällen dem Bundesamt für Polizei Meldung erstatten
müssen. Beim Roaming folgte der Ständerat wie schon der Nationalrat der Regierung.  
In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 33 zu 7 Stimmen
an. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2018
NIKLAUS BIERI

Am 5. März 2019 beriet der Nationalrat die Differenzen in der Revision des
Fernmeldegesetzes. Bei der Netzneutralität zeigte er sich bereit, auf die Linie des
Ständerates einzuschwenken, veränderte aber die Formulierung. Inhaltlich blieb es
dabei: Provider sollen Spezialdienste (von den Providern zusätzlich zum
Internetanschluss angebotene Dienste wie Sprachtelefonie über Mobilfunk der vierten
Generation (VoLTE) oder bestimmte Fernsehdienste (IPTV)) flexibel gestalten können,
solange die Internetverbindung dadurch nicht verschlechtert wird. Bezüglich der
verbotenen pornografischen Inhalte lehnte der Nationalrat den Vorschlag des
Ständerates ab: Fernmeldeanbieterinnen sollen keiner Meldepflicht unterliegen,
sondern nur sperren bzw. löschen, was die Polizei beanstandet. 
Weiterhin umstritten war, ob den Blaulichtorganisationen die Verwaltungsgebühren der
verwendeten Funkfrequenzen erlassen werden sollen. Der Ständerat wollte dies nicht,
der Nationalrat blieb jedoch dabei. Eine weitere Differenz, die bestehen blieb, betraf
die Finanzierung von Anschlüssen: Gemäss Ständerat müssen
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer weitere Anschlüsse nur dulden, wenn
sie von Mietern verlangt und bezahlt werden. Dem Nationalrat zufolge sollen sie es auch
dann, wenn Fernmeldedienstanbieterinnen die Kosten übernehmen.
Zugestimmt hat der Nationalrat einem vom Ständerat eingebrachten Passus, der regelt,
dass Änderungen an den Programmen beim zeitversetzten Fernsehen der Zustimmung
des Veranstalters bedürfen. Der Nationalrat überwies die Vorlage mit den
verbleibenden Differenzen an den Ständerat. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Zwei Tage nachdem der Nationalrat darüber debattiert hatte, kam die Revision des
Fernmeldegesetzes zurück in den Ständerat, wo es um die Bereinigung der letzten
Differenzen ging. 
Bei zwei Differenzen – der Netzneutralität und der Finanzierung von Anschlüssen –
lenkte die kleine Kammer ein und übernahm die Versionen des Nationalrates. Künftig
sollen Fernmeldedienstanbieterinnen Angebote von Spezialdiensten flexibel gestalten
können, sofern dies die Qualität der Internetverbindung nicht verschlechtert.
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer müssen die Installation weiterer
Anschlüsse neu auch dulden, wenn die Anbieter die Kosten dafür tragen. Neben drei
Differenzen, die technische Details betrafen, blieb auch die Befreiung der
Blaulichtorganisationen von den Verwaltungsgebühren der verwendeten
Funkfrequenzen umstritten: Während der Nationalrat auch private Organisationen von
den Gebühren befreien wollte, soll dies gemäss neuem Vorschlag des Ständerates nur
für Schutz- und Rettungsdienste, die ausschliesslich im öffentlichen Interesse tätig
sind, gelten. Fest hielt der Ständerat an der von ihm eingebrachten Meldepflicht bei
verbotenen pornografischen Inhalten: Provider sollen nicht nur Verbotenes sperren,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2019
NIKLAUS BIERI
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sondern Verdachtsfälle dem Fedpol melden müssen. Bundesrätin Sommaruga, auf die
in dieser Debatte neben Kommissionssprecher Claude Janiak (sp, BL) die einzigen
Wortmeldungen entfielen, bat den Rat, diese Regelung noch einmal zu überdenken.
Eine Meldepflicht für zufällig entdeckte Verdachtsfälle sei etwas widersprüchlich.
Zudem sei es in der Praxis äusserst schwierig auszumachen, ob ein hinreichender
Verdacht für eine Meldung vorliege. Die Provider könnten zur eigenen Absicherung eine
Flut von Meldungen auslösen, mit der nichts gewonnen wäre, befürchtete die
Bundesrätin. Die kleine Kammer blieb mit 32 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung) bei ihrer
ursprünglichen Absicht. 44

In der Differenzbereinigung zur Revision des Fernmeldegesetzes lag der Ball am 11.
März 2019 wieder beim Nationalrat. Dieser gab in allen Punkten nach, wegen einer
Neuformulierung blieb jedoch eine Differenz bestehen: Bezüglich der Meldepflicht für
Provider bei Verdachtsfällen von verbotener Pornografie wünschte der Nationalrat eine
präzisere Definition der Verdachtsfälle und schuf diese mit dem Verweis auf den Artikel
zu verbotener Pornografie im Strafgesetzbuch. 
Am 18. März stimmte der Ständerat der Formulierung stillschweigend zu, womit alle
Differenzen bereinigt waren. 
Das revidierte Fernmeldegesetz wurde in den Schlussabstimmungen am 22. März 2019
vom Nationalrat mit 194 gegen 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) und vom Ständerat
einstimmig (44 Stimmen, keine Enthaltung) angenommen. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2019
NIKLAUS BIERI

Die Debatte um die strategische Ausrichtung der Post müsse weiter gefasst werden, als
nur bis zur Umgestaltung von Poststellen in Agenturen. Mit einem schon im Juni 2017
eingereichten Postulat wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat beauftragen,
gemeinsam mit der Post deren strategische Ausrichtung zu prüfen, wobei es um die
Digitalisierung der Dienstleistungen, neue Geschäftsfelder, strategische
Partnerschaften, Joint Ventures und Übernahmen gehen solle, damit die Post auch
langfristig erfolgreich existieren könne. 
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort vom August 2017 auf bereits eingeleitete
Massnahmen und eingegangene Joint Ventures, sowie laufende Versuche in neuen
Geschäftsfeldern (beispielsweise E-Voting) und befand, es gebe keinen weiteren
Handlungsbedarf. 
Als das Postulat im Juni 2019 im Nationalrat behandelt wurde, hielt Bundesrätin
Sommaruga fest, der Bundesrat und die Post seien sich der Herausforderungen
bewusst und arbeiteten in diesem Sinne, weshalb es das Postulat nicht brauche. Mit 82
zu 105 Stimmen (4 Enthaltungen) wurde das Postulat in der grossen Kammer
abgelehnt. 46

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Es gelte, die Steuerung der Digitalisierung weiterzuentwickeln, befand Nationalrat
Béglé (cvp, VD) 2017. Mit einer Motion wollte er den Bundesrat beauftragen, eine agile,
reaktionsfähigere Steuerung der Digitalisierung zu schaffen, damit die Schweiz bei der
Digitalisierung der Gesellschaft den Anschluss an die Weltspitze nicht verpasst. Die
Bundesverwaltung solle nicht in ein Start-up umgewandelt werden, befand der
Motionär, «aber man sollte sich von Praktiken inspirieren lassen, die die Agilität
erhöhen und die Zirkulation der Ideen beschleunigen». 
Im Juni 2019 behandelte der Nationalrat die Motion und Bundesrätin Sommaruga bat im
Plenum darum, die Motion abzulehnen – «weil wir eben schon sehr agil und schon
ziemlich smart sind», wie sie befand. Der Nationalrat folgte diesem Antrag und lehnte
die Motion mit 65 zu 122 Stimmen (4 Enthaltungen) ab. 47

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Den Anstoss für eine rechtliche Grundlage für einen Digitalisierungsfonds geben wollte
Ständerätin Géraldine Savary (sp, VD) mit einer Motion. Mit den Einnahmen aus der
Versteigerung der 5G-Mobilfunkfrequenzen solle ein Fonds geäufnet werden, aus
welchem Mittel für die Digitalisierung der audiovisuellen Produktion des Schweizer
Kulturschaffens bereitgestellt werden sollten.
Im September 2019 kam das Anliegen in den Ständerat. Bundesrätin Sommaruga teilte
zwar die Ansicht der Motionärin, dass die Digitalisierung in fast allen Bereichen grosse
Umwälzungen mit sich bringe, doch sie widersprach ihr bezüglich der Notwendigkeit
eines speziellen Fonds. Der Bundesrat sehe die Herausforderung bei der Bewältigung
der Digitalisierung eher in der Koordination als bei der Finanzierung. Die Bundesrätin

MOTION
DATUM: 10.09.2019
NIKLAUS BIERI
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verwies auf die 2018 aktualisierte Strategie Digitale Schweiz und auf den Schwerpunkt
Digitalisierung des Filmerbes in der aktuellen Kulturbotschaft und hielt fest: «Es läuft
also sehr viel». Die Finanzierung eines Digitalisierungsfonds sei im Weiteren mit den
Einnahmen der 5G-Frequenzen nicht möglich, weil die Erlöse der Auktion als
ausserordentliche Einnahmen verbucht würden und deshalb für die Finanzierung von
ordentlichen Ausgaben nicht zur Verfügung stünden. Trotzdem stimmte der Ständerat
mit 19 zu 13 Stimmen (0 Enthaltungen) für die Annahme der Motion. Der Nationalrat wird
sich also auch noch zur Schaffung eines Digitalisierungsfonds äussern können. 48

Mit einer Motion wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat mit der Ausarbeitung
guter Rahmenbedingungen für die Schaffung eines Kommunikations-Ökosystems, das
dem Internet der Dinge zum Durchbruch verhelfen soll, beauftragen. Das Internet der
Dinge (IoT) entwickle sich sehr rasch und sei auf ein zuverlässiges, sicheres und
ausreichend leistungsstarkes Kommunikationsnetzwerk angewiesen, das auch
international angebunden sei. 
Der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme auf das vorhandene, sehr zuverlässige
Kommunikationsnetz und die hohe Abdeckung, welche das Netz erreiche. Die
Einführung von 5G werde die weitere Kapazitätssteigerung sicherstellen. Die Schweiz
nehme in diesbezüglichen Rankings der OECD jeweils Spitzenplätze ein, sei also vorne
mit dabei und «das ist gut so», begründete Bundesrätin Sommaruga ihren Antrag auf
Ablehnung der Motion im Nationalratssaal, als die Motion im September 2019
traktandiert war. 
Ohne weitere Wortmeldungen folgte der Rat der Kommunikationsministerin und lehnte
die Motion Béglé mit 116 zu 58 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) ab. 49

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Mit einem Postulat griff Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches müsse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewährleisten, andererseits müsse die Einführung von
5G und nachfolgender Technologien «innert vernünftiger Zeiträume» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenüber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Förderung der Datenübertragung über das Glasfasernetz. Ähnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers über die Einführung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
wichtig. 
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht über «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesrätin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
nötig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.
Im Dezember 2019 behandelte der Ständerat das Geschäft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesrätin Sommaruga zuerst für den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Darüber hinaus fehle aber die Diskussion über mögliche Konzepte für die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen würden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht klären lassen, gingen aber deutlich über
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Ständerat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. 50

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

1) AB NR, 2016, S. 1192.
2) AB SR, 2016, S. 1083 ff.
3) Bericht BR
4) AB NR, 2017, S. 1195
5) AB SR, 2017, S. 925 f.
6) AB NR, 2018, S. 530
7) AB SR, 2018, S. 782 f.
8) AB NR, 2019, S. 46
9) AB NR, 2019, S. 46 f.
10) AB NR, 2019, S. 309 f.
11) AB SR, 2019, S. 777; BBl, 2019, S. 5889 ff.
12) Medienmitteilung KVF-SR vom 5.11.19; TA, 6.11.19
13) AB SR, 2019, S. 1190 ff.; CdT, NZZ, 18.12.19
14) 24h, 17.6.00; presse du 3.3 et 5.7.00.
15) Presse du 27.5.04
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16) Presse vom 1.4., 9.10., 16. und 21.12.06; TA, 11.12.06.
17) AZ, NZZ, QJ et TG, 27.11.10.
18) Presse 7.1 (frictions), 25.1 (droit exclusif), 14.3 et 15.3 (doléances) et 25.3.02; LT, 12.3 (rupture des négociations) et 11.5.02
(Swiss).; TG, 18.7.02 et LT, 19.7.02 (tribunal); presse du 30.7 (Swiss Pilots), 31.7 (2 scénarios), 3.8 (refus des 2 scénarios), 8.8
(consultation de la base), 16.8 (ultimatum), 16.9 (plainte) et 17.9.02 (CCT Crossair); 24h, 2.9 (vote de la base) et 21.10.02
(tribunal).
19) LT, 16.4.02 (CCT temps partiel).; Presse du 19.3 (CCT personnel au sol); LT, 3.5.02 (employés).; Presse du 26.2 (CCT), 13.4
(refus) et 17.9.02 (nouvelle CCT). Kapers, communiqué de presse, 21.10.02.
20) LT, 28.2.03 (avantages accordés); presse du 20.6.03.
21) Presse du 30.9 et 27.12.04.
22) Presse vom 3.1., 4.5., 6.5., 27.-28.9., 6.10., 25.11. und 12.12.06.
23) Presse du 3.1.07; NZZ et TA, 28.4.07.
24) TA, 4.7.11.
25) Lib., 15.3.00; LT, 12.7 et 13.12.00.
26) Presse du 21.4.01; LT, 14.7, 21.7 et 7.9.01; Lib., 30.7.01; TG, 11.10.01.
27) Presse du 18.5.02 (restructuration); Lib., 1.6 et 12.6.02 et QJ, 8.6.02 (manifestations); LT, 29.6.02 (délai).
28) Presse du 23.8.02; Lib., 22.11.02; LT, 25.9 et 30.11.02.
29) FF, 2003, p. 2425 ss.; presse du 10.4 (lancement de la consultation); 22.7 (entreprises privées) et 16.8.03 (partis).
30) 24h, 5.3.03 (reprise du dialogue); presse du 16.5 (concession) et 24.10.03 (renouvellement).; Presse du 14.1
(suppression),15.1 (manifestations) et 11.2.03 (manifestations); 24h, 5.3.03 (refus).; Presse du 24.10.03.
31) Presse du 22.1 (annonce), 28.2 (pause), 22.4 (actions) et 6.6.04 (renoncement).
32) BO CN, 2004, p. 1682 ss.; presse du 7.10.04.
33) Presse du 9.10 (réorganisation du transport des envois postaux), 27.10 (CarPostal), 17.11 (Syndicat de la communication),
24.11 (Leuenberger), 25.11 et 26.11.04 (actions); LT, 5.11 (SecurePost et Mobility Solutions) et 11.11.04 (Transfair).
34) Presse du 27.12 et 9.12.04 (compromis); QJ, 20.12.04 (approbation).
35) LT, 23.5.05.
36) LT, 28.10, 4.11, 21.11 (accord) et 23.11.05; presse du 14.11.05 (manifestation).
37) AB NR, 2017, S. 1583 f.
38) Bericht Verwaltung vom 19.1.18; Bericht WIK-Consult vom 5.10.17
39) AB SR, 2018, S. 72 f.
40) AB SR, 2018, S. 84 ff.; AZ, TA, 6.3.18; NZZ, 7.3.18
41) AB NR, 2018, S. 1691 ff.; AB NR, 2018, S. 1711 ff.; BBl, 2017, S. 6559 ff.; Medienmitteilung KVF-NR vom 13.2.18;
Medienmitteilung KVF-NR vom 7.11.17; TG, 26.9.18; NZZ, 29.9.18
42) AB SR, 2018, S. 822 ff.; NZZ, 28.11.18
43) AB NR, 2019, S. 30 ff.
44) AB SR, 2019, S. 67 ff.
45) AB NR, 2019, S. 203 ff.; AB NR, 2019, S. 617; AB SR, 2019, S. 166 f.; AB SR, 2019, S. 238; NZZ, 19.3.19
46) AB NR, 2019, S. 843 f.
47) AB NR, 2019, S. 842 f.
48) AB SR, 2019, S. 631 f.
49) AB NR, 2019, S. 1707 f.
50) AB SR, 2019, S. 1083 f.
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